Wien, Donnerstag den 20. Iuni 1878. XI. Jahrgang. Nr. 25. 


Oeſterreichiſeche 


Beitfchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werth volle Beilage werden dem Glatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. We 


Inſerate werden Bilfigft berechnet. — Beriagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind vortofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre Präuume⸗ 
rations⸗Erneuerung für das 3. Quartal 1878 an die Buch⸗ 
handlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt Nr. 11 
einzuſenden, damit in der Zuſendung des Blattes keine 
Störung eintritt. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ob und unter welchen Umſtänden kann die einem Induſtriellen 
bei einer Ausſtellung verliehene Auszeichnung an einen andern 
Induſtriellen übergehen? . 

Anläßlich eines ſpeciellen Falles hat das k. k. Handelsminiſterium 
mit Erlaß vom 28. März 1878, 3. 8371 an die k. k. n. 5. Statthalterei 
Nachſtehendes eröffnet: 

„Aus den Verhandlungen der Handels⸗ und Gewerbekammer 
vom Jahre 1877, Z. 2884, hat das Handelsminiſterium entnommen, 
daß ſich die k. k. Statthalterei an dieſe Kammer um eine gutächtliche 
Aeußerung über die Frage gewendet hat, ob und unter welchen Umſtänden 


die einem Induſtriellen bei einer Ausſtellung verliehene Auszeichnung an | tigt erſcheinen, ſich 


einen anderen Induſtriellen übergehen könne. Hierauf wurde von der 
Kammer erwidert, daß die Auszeichnungen bei Ausſtellungen in der Regel 


nur für beſtimmte auf der Ausſtellung repräſentirte Leiſtungen verliehen 


werden, daß fie daher nur eine individuelle Auszeichnung jener Perſonen 
uud Firmen, welche die prämiirten Leiſtungen hervorgebracht haben, 
bilden, und demgemäß in den bezüglichen Geſchäftsunternehmungen 
bloß ſo lange geführt werden können, als dieſe von den prämiirten 
Perſonen, beziehungsweiſe unter der prämiirten Firma betrieben werden. 
Eine Ausdehnung dieſer Berechtigung erſcheine nur begründet: I. wenn 
mit einem Geſchäfte auch deſſen Firma nach Art. 22 des Handelsgeſetz⸗ 
buches mit oder ohne einen das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſatz 
auf andere Perſonen übergeht, oder 2. wenn ein Geſellſchafter einer 
Firma, welcher zur Zeit der Prämiirung an der Geſellſchaft betheiligt 
war, ſpäterhin ein ſelbſtändiges Geſchäft der gleichen Art, wenn auch 
unter eigener anders lautender Firma etablirt. In allen anderen Fällen 
erſcheine die entgeltliche oder unentgeltliche Uebertragung des Rechtes 
zur Führung einer Ausſtellungsprämie unſtatthaft, weil dadurch eine 
Täuſchung des Publicums ermöglicht würde, die für den Ruf unſerer 
Induſtrie von Nachtheil werden könnte. ' 
Das Handelsminiſterium anerkennt die von der Handels⸗ und 
Gewerbekammer abgegebene Aeußerung als ſachgemäß und mit der 
hierortigen Praxis übereinſtimmend, inſoferne als ſich dieſelbe auf den 
als Regel erklärten Fall der Fortführung der Auszeichnung durch 
diejenigen Perſonen, denen ſie verliehen wurde und auf den als Aus⸗ 
nahmsfall s: b 1 bezeichneten Uebergang des Geſchäftes und der Firma 
nach Art. 22 des Handelsgeſetzbuches (mit oder ohne einen das 
Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſatz) auf andere Perſonen bezieht 
Was jedoch den zweiten Ausnahmsfall, für welchen die Aus⸗ 
dehnung dieſer Berechtigung ebenfalls als zuläſſig bezeichnet wird, 
nämlich die ſelbſtändige Etablirung eines Geſellſchafters einer Firma, 
welcher zur Zeit der Prämiirung an dem Geſchäfte betheiligt war, 
mit einem ſelbſtändigen Geſchäfte gleicher Art unter anders lautender 
Firma betrifft, ſo iſt das Handelsminiſterium in dem Falle, der k. k. 
Statthalterei unter Beziehung auf den hierämtlichen Erlaß vom 
15. März 1875, Z. 4728 zu erinnern, daß bei Auflöſung einer 
mit einer Ausſtellungs⸗Auszeichnung prämiirten Geſellſchaftsfirma die 
einzelnen Gefellſchafter ſich dieſer Auszeichnung nur in der Weiſe 
bedienen dürfen, daß bei der Führung der Auszeichnung erſichtlich wird, 
daß der Betreffende dieſelbe nicht für ſich allein und für ſeine Perſon 
erhalten habe, ſondern nur als Geſellſchafter der beſtandenen Compagnie⸗ 
firma, welche von der Jury ausgezeichnet worden iſt, einen Antheil 
an dem Ehrenpreife beſitze.“ , 


) Mit dieſem Erlaſſe wurde anläßlich eines fpeciellen Falles ausge⸗ 
ſprochen, daß bei Auflöſung einer mit einer Weltausſtellungs⸗Auszeichnung prämiirten 
Geſellſchaftsfirma in der Regel und inſolange, als nicht von dem einen oder 
anderen Geſellſchaſter der ausſchließliche Anſpruch auf den fraglichen Ehrenpreis 
erwieſen worden iſt, beide, reſp. ſämmtliche Geſellſchafter als gleichmäßig berech⸗ 
dieſer Auszeichnung zu rühmen; jedoch Jeder nur in der 
We iſe, daß bei der Führung dieſer Auszeichnung erſichtlich wird, daß der 
Betreffende dieſelbe nicht für ſich allein und für ſeine Perſon erhalten habe, 
ſondern nur als Geſellſchafter der beſtandenen Compagniefirma, welche von der 
Jury ausgezeichnet worden iſt, einen Antheil an dieſem Ehrenpreiſe beſitze. 


Zur Auslegung des $ 139 der Gewerbeordnung. Die Beſeitigung 
des Gewerbspächters iſt nur dann auszuſprechen, wenn nach dem 
Geſetze die Gewerbsentziehung einzutreten hätte. 

Mit Erkenntniß des Stadtmagiſtrates zu W. vom 17. September 
1877, Z. 94.114 wurde dem Simon S., Pächter des der Magdalena B. 
eigenthümlichen Trödlergewerbes, nachdem conſtatirt worden war, daß 
derſelbe unbefugt das Pfandleihgewerbe betreibe, unter Haftung der 
genannten Eigenthümerin eine Geldftrafe von 50 fl. auferlegt und 
zugleich die Entfernung des Genannten vom pachtweiſen Betriebe des 
Trödlergewerbes nach $ 139 der Gewerbeordnung verfügt. 

Gegen dieſes Erkenntniß ergriff Simon S. den Recurs au die 
k. k. n. ö. Statthalterei, welche hierüber mit Erlaß vom 11. November 
1877, 3. 34.159 entſchied, daß dieſelbe, inſoweit es ſich um die ver⸗ 
hängte Geldſtrafe von 50 fl. handle, dem Recurſe aus den Gründen des 
recurrirten Erkenntniſſes, beziehungsweiſe dem Strafnachſichtsgeſuche des 
Genannten bei dem Abgange rückſichtswürdiger Gründe keine Folge zu 
geben finde. Inſoweit jedoch mit demſelben Erkenntniſſe mit Berufung 
auf den 8 139 der Gewerbeordnung gleichzeitig auch die Beſeitigung 
des Simon S. von dem Pachte des fraglichen Trödlergewerbes aus⸗ 
geſprochen worden ſei, werde dem vorliegenden Recurſe Folge ge— 
geben, und dieſer Ausſpruch wegen Mangels der geſetzlichen Begrün⸗ 
dung außer Kraft geſetzt. „Denn das zweite Alinea des § 139 der 
Gewerbeordnung kann nicht in dem Sinne aufgefaßt werden, daß gegen 
den Pächter oder Stellvertreter eines Gewerbes in „jedem“ alſo noch 
ſo geringfügigen erſten Straffalle die Beſeitigung vom Gewerbe aus⸗ 
geſprochen werden müßte. Es iſt vielmehr dieſes Alinea nur eine 
Fortſetzung und Ausführung des unmittelbar vorangehenden Schluß⸗ 
ſatzes des erſten Alineas des §S 1:9 und nur im Zuſammenhange mit 
dieſem auszulegen. Beide zuſammen verordnen, daß, wenn überhaupt 
der geſetzliche Fall der Gewerbsentziehung vorliegt, 
dieſe gegen den Gewerbsinhaber und unter gewiſſen Bedingungen ver⸗ 
hängt werden kann, während aber der Pächter oder Stellvertreter 
jedenfalls zu beſeitigen iſt. Immer aber wird vorausgeſetzt, daß der 
Fall derartig liegt, daß nach dem Geſetze die Gewerbs⸗ 
entziehung einzutreten hätte. Letzteres trifft hier nicht ein, 
weil Simon S. nach der Actenlage jetzt zum erſten Male beſtraft 
wurde, ($ 138 lit. c) und auch von vorausgegangenen Verwarnungen 
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hauptmannſchaft gegen S. S. geſällte Erkenntniß und reduzirte im 
Milderungswege nur die Geldbuße von 30 auf 15 fl., eventuell auf 
3 Tage Arreſt. A. „ 


Zum Zwecke der Erhaltung des Vorzugsrechtes für die landes- 
fürſtlichen Steuern muß die Execution von der Verwaltungs⸗ 
behörde nicht nur vor Verſtreichung der letzten dreijährigen Nück⸗ 
ſtandsfälligkeitsfriſt begonnen, ſondern auch gehörig — das iſt 
ununterbrochen — fortgeſetzt werden. (§ 1497 a. b. G. B.; 
Hofd. vom 15. April und 46. September 1825, Nr. 2089 und 
2132, 1. September 1826, Nr. 2219, 14. November 1831, 
Nr. 2533, 14. Februar 1840, Nr. 409; J. G. S. M. V. 
vom 13. December 1852, Nr. 256 N. G. Bl.) 


In der Executionsſache des Simeon S. und beziehentlich der 
Ceſſionärin desſelben Roſa S., wider Markus M. auf Zahlung von 
1929 fl. 37 kr., 900 fl. 51 kr., 304 fl. 9 kr. nnd 17 fl. ſammt 
Anhang wurde bei der dritten Feilbietung am 13. Mai 1876 das in 
Execution gezogene Haus der Roſa S. um den Betrag von 5000 fl. 
6. W. zugeſchlagen. Bei der Meiſtbotsvertheilung beanſpruchte das k. k. 
Steueramt die Zahlung der ſeit dem Jahre 1866 rückſtändigen Steuern 
und zwar der Hauszinsſteuer für die Jahre 1866, 1867, 1868, 1869, 
1870 und 1871 im Betrage von 101 fl. 19½ kr., der Steuer für 
das Jahr 1872 im Betrage von 21 fl. 49 kr. und endlich der Steuer 
für die Sabre 1873— 1876 im Betrage von 66 fl 47 kr. und die 
Zuweiſung aller dieſer Beträge als Vorzugspoſten vor allen Hypothekar⸗ 
gläubigern. Dagegen beſtritt die Executionsführerin und Erſteherin das 
Vorrecht bezüglich der erſten zwei Beträge und willigte bloß ein, daß 
der letzte Betrag von 66 fl. 47 kr mit Vorzug dem k. k. Steuer⸗ 
amte zugewieſen werde. 

Die erſte Inſtanz, das k. k. Bezirksgericht in Luſſino, hat mit dem 
Beſcheide vom 20. Dec. 1876, 3. 2500 nur dieſen Betrag pr. 66 fl. 47 kr. 
als Vorzugspoſt behandelt und zugewieſen u. z. in Erwägung, daß dem 
Verlangen des k. k. Aerars auf Zuweiſung ſämmtlicher Steuerrückſtände ſeit 
dem Jahre 1866 die Vorſchrift des Hofdecretes vom 16. September 
1825, Zahl 2132 entgegenſteht und die Beſtimmung dieſes Geſetzes 
vielmehr für die Statthaftigkeit der dagegen von der Erſteherin erhobe⸗ 
nen Einwendung ſpricht; in Erwägung, daß von einer Unterbrechung 
der Verjährung im Sinne des 1497 des a. b. G. B. hinſichtlich des 


oder einer Verurtheilung wegen einer der im $ 7 Gew.⸗Ord. erwähnten vom k. k. Aerar geltend gemachten Vorrechtes für die dem Executions⸗ 


Handlungen (8 138 lit. a und c) nicht die Rede iſt Hienach iſt kein 
geſetzlicher Anhaltspunkt vorhanden, ſchon dermalen die Beſeitigung des 
Genannten vom Pachte des Trödlergewerbes auszuſprechen, was aber 
um jo nothwendiger macht, feinen Geſchäftsbetrieb ſtrenge zu über | 
wachen“. L. P. 


Der § 12 lit a der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 185%, 
N. G. Bl. Nr. 96, iſt auch bei ungeſtümen und beleidigendem | 
Verhalten gegen einen k. k. Hafenbobtsmann anzuwenden. 

Das k. k. Hafen⸗ und See⸗Sanitäts⸗Capitanat von Spalato 
hat mit Zuſchriſt vom 16. Auguſt 1877, Zahl 1199 die dortamts 
mit dem k. k. Hafenbootsmann Anton Z. am 12. desſelben Monats 
aufgenommene Anzeige, wornach der Schiffsführer S. S beim Ein⸗ 
laufen mit ſeinem Schiffe im Hafen von Spalato gegen den genannten 
Bootsmann aus dem Grunde ſich ungeſtüm und beleidigend benommen 
hatte, weil angeblich dieſer letztere ihm nicht gleich beim Einlaufen die 
Pratica *) ertheilt, zur weiteren Amtshandlung und Beſtrafung des 
Beſchuldigten der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Spalato abgetreten. 

Dieſe letztere erkannte in Folge der diesbezüglichen Unterſuchung 
mittelſt Entſcheidung vom 24. September 1877, Nr. 6483, daß der 
Schiffsführer S. S. wegen ſeines ungeſtümen und beleidigenden Be⸗ 
nehmens gegen den k. k. Hafenbootsmann Anton Z. — der ein Organ 
der Hafen⸗ und See⸗Sanitätsbehörde von Spalato iſt und bei Er⸗ 
theilung der Pratica in Ausübung einer ihm obliegenden dienſtlichen 
Funktion ſich befand — der Uebertretung nach § 12 lit. a der kaiſerl. 
Verordnung vom 20. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr. 96 ſchuldig ſei 
und verurtheilte denſelben deßhalb auf Grund § 11 der genannten Ver⸗ 


ordnung zu einer Geldbuße von 30 fl., eventuell zu ſechs Tagen Arreſt. 


beſcheide vom 18. Juni 1872, 3. 1316 vorausgehenden dreijährigen 
Steuerrückſtände keine Rede ſein kann, da die mit jenem Beſcheide ein⸗ 
geleitete Execution vom k. k. Aerar nicht weiter ordnungsmäßig fortge⸗ 
ſetzt worden iſt, und daß nur in Folge des Executionsgeſuches des Si⸗ 
meon S. vom 8. Juni 1875, 3. 1197 die executive Verſteigerung der 
mil Pfand belegten Entien vor ſich gehen konnte. — In dem Appella⸗ 
tionsrecurſe bekämpfte die k. k. Finanzprocuratur die gegentheilige, vom 
Gerichte erſter Inſtanz angenommene Anſicht und berief ſich auf eine 
oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 18. Jänner 1876, 3. 520, mit 
welcher die gleichförmigen abweislichen Erledigungen des k. k. Landes⸗ 
gerichtes in Klagenfurt vom 2. October 1875, Zahl 5875 und des 
k. k. Oberlandesgerichtes in Graz vom 10. November 1875, Z. 10.696, 
in der Executionsſache des k. k. Aerars gegen Gottfried Griedl pecto. 
eines Steuerrückſtandes pr. 396 fl. 73 kr. ſammt Anhang abgeändert 
wurde. Der k. k. oberſte Gerichtshof hat nämlich auf den außerordent⸗ 
lichen Reviſionsrecurs der k. k. kärntneriſchen Finanzprocuratur nomine 
des k. k. Aerars aus den Erwägungen: daß dem k. k. Aerar bezüglich 
der für eine Realität aushaftenden dreijährigen Steuer das allen anderen 
Pfandgläubigern vorausgehende Pfandrecht auf jene Realität gebührt; 
daß nach $ 1497 a b. G. B. und nach der analogen Beſtimmung 
des S 14 des Geſetzes vom 3. Mai 1859, Z. 181 von einer Ver⸗ 


jährung dis diesſälligen Pfand⸗ und Vorzugsrechtes keine Rede fein kann, 


wenn dasſelbe innerhalb der Zeit, für welche das Vorzugsrecht beſteht, 
im Executionswege durch executive Einverleibung des Rückſtandes auf 
die bezügliche Realität geltend gemacht und die Execution gehörig fort⸗ 
geſetzt wird; daß die k. k. kärntneriſche Finanzprocuratur in Vertretung 
des k. k. Aerars laut Beſcheides des k. k. Landesgerichtes in Klagen⸗ 
furt vom 23. April 1874, Z. 2433 die executive Einverleibung der 


In Folge Recurſes des verurtheilten S. S. beſtätigte die k. k. vom Haufe Nr. 71 für das Jahr 1872 rückſtändigen Hauszinsſteuer 
Statthalterei in Zara in zweiter und letzter Inſtanz mit Erlaß vom auf jenes Haus erwirkt, fomit innerhalb der Zeit, während welcher für 


27. März 1878, Nr. 14.079 V ex 1877 das von der k. k. Bezirks⸗ 


*) Zulaſſung zur freien Gemeinſchaft. 


jene Steuer das vorzugsweiſe Pfandrecht beſtand, dieſes durch bücherliche 
Einverleibung im Executionswege geltend machte und die Execution bis 
zu der am 10. Juli 1875 erfolgten executiven Veräußerung des Hauſes 
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3. 71 fortſetzte; daß daher das executive einverleibte vorzugsweiſe Plan ältere Steuerrückſtände über die erwähnten drei Jahre hinaus erwirkte 
recht für die ganze vom Jahre 1872 an rückſtändiger Hauszinsſteuer Pfandrecht die Wirkung nicht beſitzt, das geſetzliche Vorzugsrecht auch 
liquidirte Reſtſumme pr. 125 fl. 35 kr. unverjährt beſteht, dem außer⸗ auf jene älteren Steuerrückſtände auszudehnen, ſondern einzig und allein 
nee Pe en 75 1 e ei k. En 1 e Al c rie ee nn 1 di 
unterrichterlichen Erledigungen dahin abgeändert, daß das Haupt⸗ und in die Vortheile der übrigen Hypothekargläubiger verſetzt und dieſen 
ſteueramt in Klagenfurt mit dem ganzen pr. 1872 entfallenden Haus- letzteren bloß gleichſtellt, für welche Gläubiger bei der Vertheilung des 
zinsſteuerrückſtande pr. 125 fl. 35 kr. und mit dem ganzen angemel- Kaufſchillings der Zeitpunkt des erlangten Pfandrechtes nach dem Stande 
deten Verzugszinſenausſtand pr. 31 fl. 79 kr., daher 1 Geſammt⸗ r der öffentlichen Bücher entſchieden iſt, was alles noch deutlicher aus den 
ſteuer⸗ und Executionsgebührenrückſtande pr. 534 fl. 33 ½ kr. auf den in der Miniſterialverordnung vom 13. „December 1852, 8. 256 ent⸗ 
für das . 1 in 1 executive erzielten Meiſtbot vor ine a 5 55 8 iſt; a e 2 0 dem RE 
allen Tabulargläubigern gewieſen wird. iegenden Falle es ſich nicht um eine erlangte und bis zu ihrem Ende 
Das k. k. küſtenländiſche Oberlandesgericht in Trieſt hat mit gehörig fortgeſetzte Execution des k. k. Aerars in Folge des Executions⸗ 
Erledigung vom 8. März 1877, 3. 909 den erftrichterlichen Beſcheid beſcheides vom 18. Juni 1872, 3. 1316 zum Zwecke der Herein⸗ 
theilweiſe abgeändert und dem k. k. Aerar als Vorzugspoſt noch die bringung der rückſtändigen Hauszinsſteuer bis zum Schluſſe des Jahres 
Summe von 21 fl. 49 kr. für die Hauszinsſteuer pr. 1872 zugewieſen; 1871, ſondern um eine Executionsführung handelt, welche erſt im Juni 
in den übrigen Theilen aber den Beſcheid der erſten Inſtanz aufrechte 1875 von dritten Perſonen in Gang geſetzt worden iſt und welche mit 
erhalten 15 zwar: = 8 — es m ie dem ee der 1 1 der 1 a öden rc ige 
des § 1497 des a. b. G. B. und der Analogie der Beſtimmungen des worden iſt, weßhalb das Vorzugsre es k. k. Aerars auf die letzten 
§ 14 der Miniſterialverordnung vom 3. Mai 1850, Z. 181 und der drei Jahre beſchränkt blieb und daher keineswegs auf die Jahre 1869, 
Miniſterialverordnung vom 13. December 1852, 8. 256, das eee 1870 und 1871 ausgedehnt werden konnte; in Erwägung, daß mit 
Vorrecht für die 78 + 9 es l ne 1 en ee, 1 e e e E an 
lichen Steuern dadurch aufrecht erhalten werden kann, daß vor der Ver⸗ Begehrens der inanzprocuratur ni eniger als ein geſetzlicher 
1 des Trienniums, der dreijährigen Friſt nämlich, die Executions⸗ Grund einer Nichtigkeit oder offenbaren Ungerechtigkeit von der Art 
ſchritte wider den ſäumigen Schuldner eingeleitet und ſodann ordnungs⸗ erblickt werden konnte, um die Abänderung der in Beſchwerde gezogenen 
mäßig, zum Zwecke der Eintreibung der Rückſtände, fortgeſetzt werden; gleichförmigen Erledigungen der beiden unteren Gerichte im Sinne des 
indem ſonſt, kraft der obbezogenen Normen, das erlangte Pfandrecht dem Hofdecretes vom 15. Februar 1833. Nr. 2593 zu rechtfertigen. 
Steuerrückſtande aus einer älteren Zeit (von mehr als drei ee Ger.⸗Ztg. 
nur den Rang von dem Tage ihrer Eintragung in die öffentlichen 
Bücher ſichert; daß durch die von dem k. k. Steueramte in Luſſino a 
am 18. Juni 1872, 3. 1316 und 30. Juli 1873, 8. 1618 überveigten | ueber die gerichtliche ee in e e eu: 
Executionsgeſuche zwar die Verjährung des geſetzlichen a e Im Monate Februar 1876 wurde die Frau B. J. in Stanislau 
jedoch nur hinſichtlich jener Beträge unterbrochen wurde, welche Joſeph] von Seiten der Stadtgemeinde Stanislau ſowie von den Herren Vie. 
Marcus M. für die unmittelbar dem Executionsgeſuche vorausgehenden und Franz Br. R. daſelbſt im Beſitze einer in der Mühle Nr. 2 ebenda 
Steuerrückſtände ſchuldete; daß aber die mit dem erſten Beſcheide vom befindlichen Wohnung und des Bezugsrechtes von 7 Mehlmaßel, ſo⸗ 
18. Juni 1872, 3. 1316 be. e e nn ER dec er ee ir Zu⸗ Ei 55 18 in 5 15 aus = 
wurde, indem der Fiskus weder behauptet noch bewieſen hat, daß das ühle r. 2 — geſtört, was die Frau zur Austragung der 
erwähnte k. k. Steueramt in der Zeitepoche vom Juli 1872 bis zum Proviſorialklage gegen die Genannten veranlaßte. — Mit Proviſorial⸗ 


Tage der Feilbietung vom 13. Mai 1876, alſo durch den Zeitraum 
von mehr als 3 Jahren Executionsacte gegen den Schuldner zu dem 
Ende unternommen hätte, um ſich wegen der älteren Rückſtände vor dem 
Jahre 1872 das geſetzliche Vorzugsrecht zu bewahren und zu erhalten; 
daß dagegen für die rückſtändige Steuerrate des Jahres 1872 in der 
Summe von 21 fl. 49 kr., welche erſt durch die mit dem Beſcheide 
vom 31. Juli 1873, Zahl 1618 erlangte Execution geſichert erſcheint, 
das Vorzugsrecht aufrecht erhalten wurde, und daß der ordnungs⸗ 
mäßigen Fortſetzung des ſo erlangten Pfandrechtes die für eine andere 


Forderung bewilligte Feilbietung des Hauſes im Wege ſtand, eine Feil⸗ 


bietung, welche vor dem Ablaufe der Friſt von drei Jahren nach dem 
erwirkten executiven Pfandrechte abgehalten wurde, weßhalb bezüglich 
der angegebenen Summe von 21 fl. 49 kr. des Steuerrückſtandes 
vom Jahre 1872 dem Begehren der k. k. Finanzprocuratur willfahrt 
werden mußte. 
Der k. k. 
15. März 1877, Z. 5816, den bezüglich der Steuerrückſtände für die 
Jahre 1869, 1870-1871 ergriffenen außerordentlichen Reviſions⸗ 
recurs aus folgenden Gründen: In Erwägung, daß der außerordent⸗ 
liche Reviſionsrecurs der k. k. Finanzprocuratur gegen jenen Theil der 
unterrichterlichen Erledigungen gerichtet iſt, 
der k. k. Finanzprocuratur, daß aus dem Kaufſchilling der executiv 
verſteigerten Entien dem k. k. Aerar mit Vorzug vor den anderen 
Hypothekargläubigern auch die rückſtändige, auf dem verkauften Hauſe 
für die Jahre 1869, 1870 und 1871 in der Geſammtſumme von 
59 fl. 17½ kr., und davon 3 fl. 82 kr. an Executionskoſten laſtenden 
Beträge an Hauszinsſteuer zugewieſen werden; in Erwägung, daß ver⸗ 
möge der Vorſchriften der Hofdecrete vom 15. April und 16. Sep⸗ 
tember 1825, 8. 2089 und 2132, 1. September 1826, 3. 2219, 
14. November 1831, Z. 2533 und 14. Februar 1840, 3.409 dem 
k. k. Aerar in den Fällen der executiven Veräußerung von Liegen⸗ 
ſchaften das geſetzliche Vorzugsrecht gegenüber dem Hypothekargläubiger 
nur für die Steuerrückſtände von drei Jahren vom Tage der executiven 
Feilbietung zurückgerechnet gebührt, und daß das vom k. k. Aerar für 


oberſte Gerichtshof verwarf mit Entſcheidung vom. 


mit welchen dem Begehren 


Erkenntniß des k. k. ſtädt. deleg. Bezirksgerichtes Stanislau vom 
16. September 1876, Z. 4680, wurde die Klägerin bloß in der Aus⸗ 
übung des Rechtes des Bezuges des / Mehlmaßels in der Mühle 
Nr. 2 in Stanislau erhalten, und der belangten Stadtgemeinde ſowie dem 
N. und F. Br. R. jede weitere Störung dieſes Beſitzes bei einer Geld⸗ 
ſtrafe von 100 fl. ö. W. unterſagt und die Gerichtskoſten gegenſeitig 
aufgehoben, dagegen dem weiteren Begehren der Klägerin um Erhaltung 
im Beſitze der in der Mühle befindlichen Wohnung und der freien Zu⸗ 
und Ausfuhr von Getreide in die und aus der Mühle K.⸗Nr. 2 — 
keine Folge gegeben. — Gegen das erſtrichterliche Erkenntniß haben die 
„Belangten wie auch die Klägerin den Recurs ergriffen, und wurde mit 
Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes Lemberg vom 5. December 
1876, 8. 23.412, der Recurs der Belangten abgewieſen, dagegen über 
Recurs der Klägerin das erſtrichterliche Erkenntniß dahin abgeändert, 
daß die Klägerin auch im Beſitze der aus zwei Zimmern beſtehenden 
n im Stockwerke der Mühle K.⸗Nr. 2 proviſoriſch erhalten und 
den Belangten bei Strafe von 100 fl. aufgetragen wurde, dieſen Beſitz 
einzuräumen und dieſen Beſitz nicht eigenmächtig zu ſtören. — Gegen 
dieſe oberg. Entſcheidung haben die Belangten den Reviſionsrecurs 
ergriffen und in dieſem ausgeführt, daß die Entſcheidung dieſer Pro⸗ 
viſorialangelegenheit nur den politiſchen Behörden deßhalb zuſtehe, weil 
die Klägerin bei dem Bezuge des Mehlmaßels die Vorſchriften über 
Mühlen hinſichtlich der Tarifgebühren nicht beobachtet hat. Allein der 
. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom März 1877, 
3. 7173, das obergerichtliche Erkenntniß aus nachſtehenden Gründen: 

„Beide Untergerichte haben ganz gegründet erkannt, daß durch 
die beſchwornen Ausſagen der einvernommenen Zeugen, gegen deren 
Glaubwürdigkeit die Belangten nichts eingewendet haben, erwieſen war, 
daß die Klägerin durch eine Reihe von Jahren bis zur Störungshand⸗ 
lung die in der Mühle K.⸗Nr. 2 befindliche Wohnung ungeſtört benützt, 
ſowie das ¼ Mehlmaßel ungeſtört bezogen habe und da die Belangten 
die eingeklagte Störungshandlung, nämlich die Entfernung der Klägerin 
aus dieſer Wohnung, ſowie die Behinderung der Klägerin im Bezuge 
des ¼ Mehlmaßels einbekannt haben, fo find die in Beſitzſtörungs⸗ 
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ſtreitigkeiten nach den 88 5 und 15 der kaiſ. Vdg. vom 27. October ganz ausnahmsweiſe und nur bei beſonderen im einzelnen Falle zu würdigenden 
1849, R. G. B. Nr. 12, entſcheidenden Thatſachen des letzten factiſchen Umſtänden Platz greifen. 


Beſitzſtandes durch Zeugen nach $ 211 g. G. O. und der erfolgten 
Störung durch Geſtändniß nach den 88 173 und 174 g. G. O recht⸗ 
lich bewieſen. Die Einwendung im Reviſionsrecurſe der Belangten, 
betreffend die Incompetenz der Gerichte, hat keine Bedeutung, weil den 
Belangten, falls die Klägerin die angezogenen Vorſchriften nicht beob⸗ 
achtet hätte, unbenommen bleibt, diesfalls im geeigneten Wege um Ab⸗ 
hilfe einzuſchreiten, ſie jedoch keineswegs berechtigt waren, den Beſitz der 
Klägerin eigenmächtig zu ſtören, zumal jede eigenmächtige Hilfe im 
Sinne des § 19 b. G. B. unterſagt iſt, und es kann an der Zuſtän⸗ 
digkeit der Gerichtsbehörden zur Entſcheidung dieſer Beſitzſtörungs⸗ 
angelegenheit umſoweniger gezweifelt werden, da nach der kaiſ. Verord⸗ 
nung vom 27. October 1849, R. G. B. Nr. 12 die Entſcheidung 
bei Beſitzſtörungen jeder Art zur Competenz der Civilgerichte aus⸗ 
ſchließend gehört.“ Ger.⸗H. 


Beſitzſtörung durch Anlegung eines Brunnens auf eigenem Grund 
und hiedurch veranlaßte Trockenlegung des Nachbarbrunnens 
(§§ 3, u, 10 Waſſergefetz für Böhmen vom 28. Auguſt 1850; 

5 poss. sum,; 364 a. b. G. B 


+)» 


B. legte auf feinem Grundſtücke einen Canal und Brunnen an, 
in Folge deſſen eine Quelle, welche den Brunnen des A. mit Waſſer 
ſpeiste, aufgefangen wurde, ſo daß ſie ihr Waſſer ſeinem neugegrabenen 
Brunnen zuführte. Der von A. eingebrachten Beſitzſtörungsklage wurde 
in zweiter Inſtanz in Abänderung der Entſcheidung der erſten Inſtanz 
ſtattgegeben, weil, wenngleich der Canal von B. nur auf ſeinem eigenen 


Grundſtücke gegraben wurde, er nicht zur Vornahme einer Handlung⸗ 


berechtigt iſt, wodurch A. in dem bisherigen Beſitze des Waſſerbezuges 
geſtört wird, er vielmehr ein ſolches Recht im ordentlichen Rechtswege 
geltend machen müßte (§ 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. Oct. 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12) und nach § 364 a. b. G. B. auch das Eigen⸗ 
thumsrecht nur ſoweit ausgeübt werden kann, als hiedurch nicht in die 
Rechte eines Dritten eingegriffen wird. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
5. December 1877, 3. 14.422 über den Reviſionsrecurs des B. die 
Entſcheidung der zweiten Inſtanz aus deren Gründen und in Erwägung, 
daß es im Beſitzſtörungsſtreite nur auf die Thatſache des letzten factiſchen 
Beſitzes ankommt, und es daher auf den vom Geklagten behaupteten mit 
dem Kläger über den Bezug des Waſſers abgeſchloſſenen außergerichtlichen 
Vergleich nicht ankommt; in Erwägung, daß die eigenmächtige Entzie⸗ 
hung des Waſſers durch die Beſtimmungen der SS 4 und 10 des 
Waſſergeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71 
nicht gerechtfertigt iſt, weil nach demſelben der Gebrauch der Privat⸗ 
gewäſſer durch beſtehende Rechte Dritter beſchränkt iſt, und in Erwägung, 
daß die Gerichte im vorliegenden Falle competent ſind, weil es ſich nicht 
um eine Vorkehrung im öffentlichen Intereſſe, ſondern nur um privat⸗ 
rechtliche Anſprüche der Streittheile handelt und nach $ 3 des erwähn⸗ 
ten Waſſergeſetzes durch dasſelbe die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften 
des allgem. bürgerlichen Rechtes nicht berührt werden. Ger.⸗Ztg. 


Uerordnungen. 


Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 6. Mai 1878, 
3. 5385, an die Reetorate ſämmtlicher Univerſitäten, betreffend die Zulaſſung 
bon Frauen zu Univerſitäts⸗Vorleſungen. 

Es ſind wiederholt Anfragen Seitens der akademiſchen Behörden anher 
gerichtet worden, wie ſich mit Zulaſſung von Frauen zu den Univerſitäts⸗Vor⸗ 
leſungen zu verhalten ſei. 

Ich habe in dieſer Angelegenheit auch bereits an einige Univerſitäten 
Weiſungen erlaſſen und finde mich dermalen beſtimmt, um einen gleichmäßigen 
Vorgang zu erzielen, nachfolgende allgemeine Grundſätze für alle Univerfitäten 
vorzuſchreiben. 

Von einer allgemeinen Zulaſſung der Frauen zu dem akademiſchen Studium 
kann im Geiſte der beſtehenden Normen zweifellos nicht die Rede ſein, da es ein 
durchgreifender Grundſatz unſeres Unterrichtsweſens iſt, daß mindeſtens der höhere 
Unterricht ſtets unter Trennung der beiden Geſchlechter ertheilt wird. 

Hiernach kann die Zulaſſung von Frauen zu Univerſitäts⸗Vorleſungen nur 
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Eine ſolche Ausnahme wird zunächſt in der Weiſe möglich ſein, daß aus⸗ 
ſchließlich für Frauen beſtimmte Vorleſungen abgehalten werden (Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 5. Februar 1849, Z. 974), falls ſich dies irgendwie als ganz 
unbedenklich und durch beſondere Gründe gerechtfertigt darſtellen ſollte. 

Auch dann aber müßte in jedem einzelnen Falle vor Abhaltung ſolcher 
Vorleſungen erft die hierortige Genehmigung eingeholt werden. 

Dagegen wird der Zutritt von Frauen zu den regelmäßigen für die männ⸗ 
liche Jugend beſtimmten Univerſitäts⸗Vorleſungen nur in ganz ſeltenen Fällen zu 
geſtatten ſein. Die Eutſcheidung aber, ob ein ſolcher Fall vorhanden iſt, wird zu⸗ 
nächſt die Facultät im Einverſtändniß mit dem Doeenten zu treffen haben, der⸗ 
geſtalt, daß, falls eine Einigung zwiſchen der Facultät und dem Docenten nicht 
erzielt wird, die Zulaſſung nicht ſtattfinden kann. 

Immer wird ferner auch dem akademiſchen Senate zuſtehen, durch eigenen 
Beſchluß den Beſuch der Vorleſungen durch Frauen an der ganzen Univerſität 
vollſtändig auszuſchließen. 

Alle über eine derartige Frage getroffenen Beſtimmungen ſind in den 
Sitzungsprotokollen der Profeſſozencollegien und des Senates, unter Erſichtlich⸗ 
machung der für die Anordnung maßgebend geweſenen Gründe anzumerken, und 
ich behalte mir vor, anläßlich der Einſicht in dieſe Protokolle auch meinerſeits 
die mir angemeſſen erſcheinende Anordnung zu treffen. 

Selbſt aber in jenen Ausnahmsfällen, wo der Beſuch von Vorleſungen den 
Frauen geſtattet wird, ſind dieſelben weder zu immatriculiren, noch als außer⸗ 
ordentliche Hörerinnen aufzunehmen, ſondern es iſt denſelben lediglich die ſaetiſche 
Frequenz (das Hoſpitieren) und immer nur für einzelne, beſtimmt bezeichnete 
Vorleſungen zu geſtatten. 

Selbſtverſtändlich iſt denſelben daher auch kein ämtliches Document über 
die Zulaſſung zu der Vorleſuug und keine ämtliche Beſtätigung des Beſuches der⸗ 
ſelben auszufertigen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den a. o. Geſandten in Stuttgart Karl Ritter 
Pfuſtermid von Hardtenſtein taxfrei in den Freiherrnſtand erhoben. 

Seine Majeſtät haben den Inſpector und Finanzrath Franz Riedl zum 
Oberinſpector und Oberfinanzrathe bei der Generaldirection der Tabakregie 
ernannt. € 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Minifterialfeeretär im Miniſterium 
des Aeußern Ludwig Edlen von Collin anläßlich deſſen Penſtonirung den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Johann Mieß l v. Zeileißen eine 
Statthaltereirathsſtelle bei der Statthalterei in Prag verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Franz v. Negri zum 
Statthaltereirathe bei der Tiroler Statthalterei ernannt und dem Bezirks hauptmanne 
Dr. Arthur Graſen v. Enzenberg den Titel und Eharakter eines Statthalterei⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Hauptmann des Ruheſtandes Wendelin 
Boeheim zum Cuſtos an den kunſthiſtoriſchen Sammlungen des a. h Kaiſer⸗ 
hauſes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Conſul in Adrianopel Karl Sax taxfrei 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, und dem Gerenten des Vicecon⸗ 
ſulates in Philippopel Julius Abramovich v. Adelburg das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſeſ⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Rechnungsrevidenten des Finanzminiſte⸗ 
riums Franz Polag und dem penſ. Rechnungsofficial erſter Claſſe Karl Foltis den 
Titel eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Honorarkanzler bei dem k. u. k. General⸗ 
conſulate in Liverpool Georg Behrend zum Honorar-Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. u. k. Conſulates in Singapore 
Martin Suhl zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann M. Thörl in Harburg zum 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den abſolvirten Zögling der k. u. k. 
orientaliſchen Akademie Wilhelm v. Töth zum Conſulareleven ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Official Joſef Kupka zum Hilfs ämter⸗ 
Directionsadjuncten im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Volontär an der Uni⸗ 
verſitätsbibliothek in Innsbruck Karl Unterkircher zum Amanuenſis dieſer 
Univerſitätsbibliothek ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtelevenſtelle bei der Gmundner k. k. Forſt⸗ und Domänendirection bis 
Mitte Juli (Amtsblatt Nr. 137). 


BEE Hiezu als Beilage: Bogen 13 u. 14 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


